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197 . Bundesgesetz vom 31. Mai 1967
über militärische Munitionslager

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Begriffsbestimmungen

§ 1. (1) Militärische Munitionslager im Sinne
dieses Bundesgesetzes sind militärische Anlagen,
die zur Lagerung der im Abs. 2 angeführten
Gegenstände und Stoffe bestimmt sind.

(2) Gegenstände und Stoffe im Sinne des Abs. 1
sind solche, die geeignet sind, allein, in Verbin-
dung miteinander oder mit Waffen durch will-
kürlich auslösbares Freiwerden von Energie den
Tod oder die Verletzung von Menschen oder die
Zerstörung oder die Beschädigung von Sachen
zu verursachen, und die dazu bestimmt sind, dem
Bundesheer

a) als Mittel der Gewaltanwendung,
b) als Mittel der Sichterleichterung oder Sicht-

behinderung oder zu Markierungs- oder
Signalzwecken,

c) für Übungszwecke an Stelle von Mitteln
der Gewaltanwendung

zu dienen.

§ 2. Das Bundesministerium für Landesvertei-
digung hat nach dem jeweiligen Stand der tech-
nischen und militärischen Erkenntnisse durch
Verordnung festzustellen, welche Gegenstände
und Stoffe im einzelnen zu den im § 1 Abs. 2
angeführten Gegenständen und Stoffen zählen.

II. Bestimmungen über die Lage und Beschaffen-
heit militärischer Munitionslager

§ 3. (1) Militärische Munitionslager sind unter
Bedachtnahme auf die jeweiligen militärischen
Erfordernisse so zu errichten, daß andere öffent-
liche Interessen sowie Rechte von Privatpersonen
nur insoweit beeinträchtigt werden, als dies zur
Erreichung des militärischen Zweckes unvermeid-
bar ist. Das gleiche gilt für eine Erweiterung
militärischer Munitionslager.

(2) Vor der Errichtung oder Erweiterung eines
militärischen Munitionslagers mit einem Gefähr-
dungsbereich sind

a) der Landeshauptmann jenes Bundeslandes,
dessen Gebiet durch den Gefährdungsbereich
(§ 7) berührt werden wird,

b) der Bürgermeister jener Gemeinde, deren
Gebiet durch den Gefährdungsbereich be-
rührt werden wird, und

c) sofern sich in dem Gebiet, das im Falle
der Errichtung oder Erweiterung des mili-
tärischen Munitionslagers als Gefährdungs-
bereich zu bestimmen wäre, Verkehrsan-
lagen oder Leitungsanlagen der im § 4
Abs. 2 genannten Art befinden, jene Behör-
den, die mit der Vollziehung der für die
Errichtung, die Änderung und den Betrieb
dieser Anlagen geltenden Rechtsvorschriften
betraut sind,

d) die Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft, der Österreichische Arbeiterkammer-
tag, die Präsidentenkonferenz der Land-
wirtschaftskammern und der Österreichi-
sche Landarbeiterkammertag

zu hören. Zu diesem Zwecke ist ihnen vom Bun-
desministerium für Landesverteidigung jenes Ge-
biet, das im Falle der Errichtung oder Erweite-
rung des militärischen Munitionslagers als
engerer beziehungsweise als weiterer Gefähr-
dungsbereich zu bestimmen wäre, bekanntzu-
geben.

(3) Vor der Errichtung eines militärischen
Munitionslagers in einem Bergbau ist das Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Handel, Gewerbe und Industrie herzustellen.

§ 4. (1) Bestehen in dem Gebiet, das im Falle
der Errichtung oder Erweiterung eines militäri-
schen Munitionslagers als engerer Gefährdungs-
bereich zu bestimmen wäre (§ 7 Abs. 3), Baulich-
keiten oder Anlagen, die ihrer Art und ihrem
Zwecke nach dem ständigen Aufenthalt von
Menschen dienen, so darf das militärische Muni-
tionslager nur dann errichtet oder erweitert
werden, wenn dem Bund das unbeschränkte Ver-
fügungsrecht über diese Baulichkeiten oder An-
lagen zukommt und sie der genannten Widmung
entzogen wurden.
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(2) Bestehen in dem im Abs. 1 genannten Ge-
biet Baulichkeiten oder Anlagen, die ihrer Art
und ihrem Zwecke nach nicht dem ständigen Auf-
enthalt von Menschen dienen, so ist die Er-
richtung oder Erweiterung des militärischen Mu-
nitionslagers nur zulässig, wenn dem Bund das
unbeschränkte Verfügungsrecht über diese Bau-
lichkeiten oder Anlagen zukommt. Dies gilt nicht
für Straßen, land- und forstwirtschaftliche Brin-
gungsanlagen, Kanal-, Wasserleitungs-, Gas-
leitungs-, Erdölleitungs-, Soleleitungs-, Fern-
melde- und elektrische Anlagen, sofern durch
deren Lage im engeren Gefährdungsbereich nach
Möglichkeit eine Gefährdung von Menschen oder
Sachen ausgeschlossen ist oder eine solche Ge-
fährdung durch Anordnung

a) von Sicherheitsvorkehrungen, und zwar
Veränderungen des Geländes oder bauliche
Vorkehrungen, oder

b) einer Umlegung der Anlagen

beseitigt werden kann. In fremde Rechte darf zu
diesem Zwecke nur insoweit eingegriffen werden,
als dies zur Beseitigung der Gefährdung unerläß-
lich ist und den betroffenen Personen dadurch
nicht Eigentum entzogen wird.

(3) Bestehen in dem Gebiet, das im Falle der
Errichtung oder Erweiterung eines militärischen
Munitionslagers den weiteren Gefährdungsbereich
bilden würde, Baulichkeiten oder Anlagen, so ist
die Errichtung oder Erweiterung des militärischen
Munitionslagers zulässig, wenn durch die Lage
der Baulichkeiten oder Anlagen im weiteren Ge-
fährdungsbereich nach Möglichkeit eine Gefähr-
dung von Menschen ausgeschlossen ist oder
eine solche Gefährdung durch die Anordnung
der im Abs. 2 lit. a oder b angeführten Maß-
nahmen beseitigt werden kann.

(4) Befindet sich in dem Gebiet, das im Falle
der Errichtung des militärischen Munitionslagers
als Gefährdungsbereich zu bestimmen wäre,
Kulturgut im Sinne des Art. 1 der Konvention
zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten
Konflikten, BGBl. Nr. 58/1964, so ist die Errich-
tung des militärischen Munitionslagers nicht zu-
lässig.

§ 5. Sicherheitsvorkehrungen oder Umlegungen
von Anlagen gemäß § 4 Abs. 2 oder 3 sind vom
Bundesministerium für Landesverteidigung ent-
sprechend den jeweiligen Sicherheitserfordernissen
sowie unter Beachtung der für die Errichtung, die
Änderung und den Betrieb der von diesen Maß-
nahmen betroffenen Baulichkeiten oder Anlagen
geltenden Rechtsvorschriften mit Bescheid anzu-
ordnen.

§ 6. (1) Militärische Munitionslager haben hin-
sichtlich ihrer Beschaffenheit den jeweiligen mili-
tärischen Erfordernissen sowie jenen Bedingun-
gen zu entsprechen, durch die Gefahren für das

Leben oder die Gesundheit von Menschen oder
eine Zerstörung oder Beschädigung von Sachen
nach Möglichkeit vermieden werden. Die näheren
Bestimmungen sind vom Bundesministerium für
Landesverteidigung entsprechend dem jeweiligen
Stand der Technik in Wissenschaft und Praxis
durch Verordnung zu erlassen. Diese Verordnung
hat insbesondere Vorschriften über

a) die Lage, die räumliche Verteilung und die
Bauart der einzelnen Objekte,

b) die Beschaffenheit der Lagerräume,
c) die Beschaffenheit von Verkehrsflächen so-

wie von Kanal-, Wasserleitungs-, Heizungs-,
Blitzschutz- und elektrischen Anlagen
innerhalb des militärischen Munitionslagers,

d) besondere Einrichtungen hinsichtlich Brand-
schutz und Erste Hilfe

zu enthalten.
(2) In der nach Abs. 1 zu erlassenden Verord-

nung ist unter sinngemäßer Anwendung der Be-
stimmungen dieses Absatzes auch die Art der
Lagerung der im § 1 Abs. 2 angeführten Gegen-
stände und Stoffe zu regeln.

III. Bestimmungen über den Gefährdungsbereich

§ 7. (1) Vor der Errichtung eines militärischen
Munitionslagers hat der Bundesminister für Lan-
desverteidigung den Gefährdungsbereich und
innerhalb dieses Bereiches den engeren Gefähr-
dungsbereich durch Verordnung zu bestimmen,
wobei insbesondere auf die Lage und Beschaffen-
heit der Lagerobjekte, auf die Art und Menge
der zu lagernden Gegenstände und Stoffe sowie
auf die Geländeverhältnisse Bedacht zu neh-
men ist.

(2) Als Gefährdungsbereich ist jenes Gebiet zu
bestimmen, das bei einem Zündschlag noch ge-
fährdet wäre.

(3) Als engerer Gefährdungsbereich ist jener
Teil des Gefährdungsbereiches zu bestimmen, in
dem bei einem Zündschlag der Tod oder die
schwere Verletzung von Menschen oder die Zer-
störung oder die schwere Beschädigung von
Sachen mit Sicherheit zu erwarten wären. Der
übrige Teil des Gefährdungsbereiches bildet den
weiteren Gefährdungsbereich.

§ 8. (1) Die Verordnung, mit der der Ge-
fährdungsbereich bestimmt wird, ist unverzüglich
nach ihrer Kundmachung im Bundesgesetzblatt
an den Amtstafeln der Gemeinden, in deren Ge-
biet die vom Gefährdungsbereich erfaßten Lie-
genschaften gelegen sind, anzuschlagen und tritt
mit Ablauf einer Woche nach dem Tage ihrer
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.

(2) Die Grundbuchsgerichte haben bei Liegen-
schaften, die ganz oder teilweise in den engeren
oder weiteren Gefährdungsbereich fallen, dies
von Amts wegen im Grundbuch ersichtlich zu
machen.
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§ 9. Die Verordnung, mit der der Gefährdungs-
bereich bestimmt wurde, ist aufzuheben, wenn
das militärische Munitionslager endgültig aufge-
lassen wird; sie ist abzuändern, wenn die für die
Bestimmung des Gefährdungsbereiches maßgeb-
lichen Voraussetzungen (§ 7) eine dauernde
Änderung erfahren. Die Bestimmungen des § 8
sind sinngemäß anzuwenden.

§ 10. (1) Im engeren Gefährdungsbereich sind
a) die Errichtung von Baulichkeiten oder An-

lagen jeder Art — ausgenommen solche,
die militärischen Zwecken dienen und weder
für den ständigen Aufenthalt von Menschen
bestimmt sind noch eine zusätzliche Ge-
fährdung bewirken —

b) die Durchführung von Sprengarbeiten zu
anderen als militärischen Zwecken,

c) das Verbrennen von Gegenständen mit
erheblicher Entwicklung von Flammen oder
Flugfeuer sowie das Absengen von Boden-
flächen

verboten.

(2) Die Neuherstellung von unter die Erde
verlegten Kanal-, Wasserleitungs-, Gasleitungs-,
Erdölleitungs-, Soleleitungs-, Fernmelde- und
elektrischen Anlagen im engeren Gefährdungs-
bereich bedarf der Bewilligung der zuständigen
Behörde. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn
durch die Errichtung, Erhaltung und Benützung
dieser Anlagen nach Möglichkeit eine Gefähr-
dung von Menschen oder Sachen ausgeschlossen
ist oder eine solche Gefährdung durch Bedin-
gungen oder Auflagen vermieden werden kann.

(3) Im engeren Gefährdungsbereich bedürfen
Veränderungen bestehender Anlagen jeder Art,
die nicht militärischen Zwecken dienen, der Be-
willigung der zuständigen Behörde. Die Bewilli-
gung ist unter den im Abs. 2 genannten Voraus-
setzungen zu erteilen.

§ 11. Im weiteren Gefährdungsbereich bedürfen
a) die Errichtung und Veränderung von Bau-

lichkeiten oder Anlagen jeder Art, die nicht
militärischen Zwecken dienen,

b) die Durchführung von Sprengarbeiten zu
anderen als militärischen Zwecken

der Bewilligung der zuständigen Behörde. Die
Bewilligung ist unter den im § 10 Abs. 2 genann-
ten Voraussetzungen zu erteilen.

§ 12. (1) Im Gefährdungsbereich ist zum Ge-
brauch von Schußwaffen die Bewilligung der zu-
ständigen Behörde erforderlich. Die Bewilligung
ist unter den im § 10 Abs. 2 genannten Voraus-
setzungen zu erteilen. Der Gebrauch von Schuß-
waffen durch Personen in Ausübung eines öffent-
lichen Dienstes sowie in den Fällen der Notwehr
und des Notstandes bedarf keiner solchen Be-
willigung.

(2) Im Gefährdungsbereich bedürfen Verände-
rungen des Geländes, ausgenommen solche, die
bei Hochwasserkatastrophen oder anderen Ele-
mentarereignissen zur Abwendung von Gefahren
für das Leben und die Gesundheit von Menschen
oder zur Verhütung von Sachschäden unverzüg-
lich notwendig sind, sowie Veränderungen der
Bodenbewachsung durch

a) den Anbau von Pflanzen in einer Entfer-
nung bis zu 50 m von einer Baulichkeit des
militärischen Munitionslagers,

b) Kahlhiebe — ausgenommen Kahlhiebe, die
sich aus der notwendigen Aufarbeitung von
Schadhölzern ergeben oder die bei Schäd-
lingsbefall oder gefahrdrohender Schäd-
lingsvermehrung nach den forstrechtlichen
Vorschriften unverzüglich durchzuführen
sind —

der Bewilligung der zuständigen Behörde. Die
Bewilligung ist unter den im § 10 Abs. 2 genann-
ten Voraussetzungen zu erteilen. Die Art und der
Umfang der nicht bewilligungspflichtigen Ver-
änderungen des Geländes sowie der in lit. b an-
geführten nicht bewilligungspflichtigen Ver-
änderungen der Bodenbewachsung sind vom
Nutzungsberechtigten der zuständigen Behörde
unverzüglich zu melden.

§ 13. (1) Wurden im Gefährdungsbereich
Baulichkeiten oder Anlagen entgegen dem Ver-
bot gemäß § 10 Abs. 1 lit. a oder ohne Bewilli-
gung gemäß § 10 Abs. 2 oder § 11 lit. a er-
richtet, so ist die Beseitigung dieser Baulichkeiten
oder Anlagen von der zuständigen Behörde mit
Bescheid anzuordnen.

(2) Wurden im Gefährdungsbereich Baulich-
keiten oder Anlagen ohne Bewilligung gemäß
§10 Abs. 3 oder § 11 lit. a verändert, so ist die
Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes
von der zuständigen Behörde mit Bescheid anzu-
ordnen. Das gleiche gilt, wenn im Gefährdungs-
bereich bewilligungspflichtige Veränderungen des
Geländes oder der Bodenbewachsung ohne Be-
willigung gemäß § 12 Abs. 2 vorgenommen
wurden.

(3) Sofern die Bewilligung gemäß § 10 Abs. 2
oder 3, gemäß § 11 lit. a oder gemäß § 12 Abs. 2
im Zeitpunkt, in dem die zuständige Behörde von
den in diesen Absätzen angeführten Umständen
Kenntnis erlangt, zu erteilen wäre, haben die
Abs. 1 und 2 keine Anwendung zu finden; die
fehlenden Bewilligungen sind von der zustän-
digen Behörde nachträglich zu erteilen.

§ 14. Zuständige Behörde im Sinne der §§ 10
bis 13 ist das Militärkommando des Bundes-
landes, in dessen Gebiet der Gefährdungsbereich
gelegen ist, sofern sich der Gefährdungsbereich
aber auf das Gebiet mehrerer Bundesländer er-
streckt, das Bundesministerium für Landesvertei-
digung.
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IV. Bestimmungen über die Entschädigung

§ 15. Wer infolge der §§ 10 bis 12 im Zeit-
punkt der Erlassung einer Verordnung gemäß
§ 7, § 9 oder § 23 oder infolge eines Bescheides
gemäß § 5 einen vermögensrechtlichen Nachteil
erleidet, hat Anspruch auf angemessene Entschä-
digung.

§ 16. (1) Für die Ermittlung der Entschädigung
ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der
Erlassung einer Verordnung gemäß § 7, § 9 oder
§ 23 oder eines Bescheides gemäß § 5 maßgeblich.

(2) Der Wert der besonderen Vorliebe hat bei
der Ermittlung der Entschädigung außer Betracht
zu bleiben.

§ 17. Die Entschädigung ist in barem Gelde,
und zwar durch Zahlung eines Kapitalbetrages,
zu leisten.

§ 18. (1) Die Entschädigung ist dem Grunde
und der Höhe nach, sofern sie nicht im Wege
einer Vereinbarung zwischen der den Entschädi-
gungsanspruch geltend machenden Person und
dem Bund (Bundesministerium für Landesver-
teidigung) bestimmt wird, gerichtlich festzu-
stellen.

(2) Die den Entschädigungsanspruch geltend
machende Person und der Bund (Bundesministe-
rium für Landesverteidigung) sind innerhalb eines
Jahres nach dem Inkrafttreten der gemäß § 7,
§ 9 oder § 23 erlassenen Verordnung beziehungs-
weise nach Zustellung des Bescheides gemäß § 5
berechtigt, den Antrag auf Feststellung der Ent-
schädigung beim zuständigen Bezirksgericht
(Abs. 3) einzubringen. Sofern sich jedoch der ver-
mögensrechtliche Nachteil von vornherein nicht
vollständig bestimmen läßt, kann in Zeitabstän-
den von jeweils mindestens einem Jahr nach der
letzten gerichtlichen Feststellung der Entschädi-
gung ein Antrag auf Feststellung der Entschädi-
gung für den erst innerhalb dieses Zeitraumes
erkennbar gewordenen Nachteil beim zuständigen
Bezirksgericht eingebracht werden.

(3) Zur Feststellung der Entschädigung ist
jenes Bezirksgericht zuständig, in dessen Sprengel
das militärische Munitionslager errichtet wird
beziehungsweise gelegen ist. Sofern sich das mili-
tärische Munitionslager auf die Sprengel mehrerer
Bezirksgerichte erstreckt, ist von diesen Bezirks-
gerichten jenes zuständig, bei dem ein Antrag auf
Feststellung der Entschädigung zuerst eingebracht
wurde.

(4) Im übrigen haben auf das gerichtliche Ent-
schädigungsverfahren die Bestimmungen der
§§ 24, 25 Abs. 1 bis 3 und 5, 28, 29 Abs. 1
und 3, 30, 31 und 44 des Eisenbahnenteignungs-
gesetzes 1954, BGBl. Nr. 71, sinngemäß Anwen-
dung zu finden.

§ 19. (1) Die Entschädigung ist dem Anspruchs-
berechtigten vom Bund (Rundesministerium für
Landesverteidigung) spätestens drei Monate nach

Abschluß der Vereinbarung beziehungsweise nach
Eintritt der Rechtskraft der die Entschädigung
feststellenden gerichtlichen Entscheidung auszu-
zahlen.

(2) Wird dem Anspruchsberechtigten die Ent-
schädigung nicht spätestens an dem gemäß Abs. 1
maßgeblichen Tage ausgezahlt, so gebühren ihm
von diesem Tage an die gesetzlichen Verzugs-
zinsen.

V. Ausnahmebestimmungen

§ 20. Die Bestimmungen der Abschnitte II
bis IV finden auf die Lagerung der im § 1 Abs. 2
angeführten Gegenstände und Stoffe in mili-
tärischen Anlagen keine Anwendung, wenn durch
die Beschränkung der gelagerten Gegenstände
und Stoffe auf bestimmte Arten und Mengen
sowie durch die Lage und Beschaffenheit der
Lagerobjekte und Lagerräume nach dem jeweili-
gen Stand der Technik in Wissenschaft und
Praxis nach Möglichkeit Gefahren für das Leben
oder die Gesundheit von Menschen ausgeschlos-
sen oder Zerstörungen oder Beschädigungen
von Sachen verhütet werden. Die näheren Be-
stimmungen sind vom Bundesministerium für
Landesverteidigung entsprechend den genannten
Bedingungen sowie unter Bedachtnahme auf die
jeweiligen militärischen Erfordernisse im Verord-
nungswege zu erlassen.

§ 21. Im Fall eines Einsatzes des Bundesheeres
gemäß § 2 Abs. 1 des Wehrgesetzes, BGBl.
Nr. 181/1955, finden die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes auf die Lagerung der im § 1
Abs. 2 angeführten Gegenstände und Stoffe
durch das Bundesheer insoweit keine Anwen-
dung, als es militärische Interessen erfordern und
die notwendigen Sicherheitsvorkehrungen sonst
in geeigneter Weise getroffen werden.

VI. Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 22. Wer
a) einem auf Grund der Bestimmungen des § 5

erlassenen Bescheid oder
b) den Bestimmungen der §§ 10 bis 12 oder

den auf Grund dieser Bestimmungen oder
auf Grund des § 13 Abs. 1 oder 2 erlassenen
Bescheiden

zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsüber-
tretung und ist von der Bezirksverwaltungsbe-
hörde, im Wirkungsbereich einer Bundespolizei-
behörde von dieser, mit einer Geldstrafe bis zu
30.000 S oder mit Arrest bis zu sechs Wochen zu
bestrafen. Überwiegen erschwerende Umstände,
können Geld- und Arreststrafen nebeneinander
verhängt werden.

§ 23. (1) Militärische Munitionslager, die vor
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes errichtet
und nach den Bestimmungen des Schieß- und
Sprengmittelgesetzes, BGBl. Nr. 196/1935, in der
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Fassung des Art. I der Verordnung GBl. für das
Land Österreich Nr. 483/1938, genehmigt worden
sind oder als genehmigt gelten, gelten als auf
Grund dieses Bundesgesetzes errichtet. Die für
diese militärischen Munitionslager festgelegten Ge-
fährdungsbereiche gelten als Gefährdungsbereiche
nach diesem Bundesgesetz. Sofern die für die Be-
stimmung des Gefährdungsbereiches eines solchen
militärischen Munitionslagers maßgeblichen Vor-
aussetzungen (§ 7) eine dauernde Änderung er-
fahren, ist der Gefährdungsbereich durch Verord-
nung unter sinngemäßer Anwendung des § 7 neu
zu bestimmen.

(2) Militärische Munitionslager, die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes
bereits errichtet, aber noch nicht genehmigt sind,
gelten als auf Grund dieses Bundesgesetzes er-
richtet. Für diese militärischen Munitionslager
sowie für solche, deren Errichtung im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes noch
nicht abgeschlossen ist, ist der Gefährdungsbereich
durch Verordnung unter sinngemäßer Anwen-
dung des § 7 innerhalb von einem Jahr nach dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes zu bestimmen.

§ 24. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist hinsichtlich der von den Gerichten
anzuwendenden Bestimmungen das Bundes-
ministerium für Justiz, hinsichtlich des § 3 Abs. 3
das Bundesministerium für Landesverteidigung
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Handel, Gewerbe und Industrie, im übrigen
das Bundesministerium für Landesverteidigung
betraut.

Jonas
Klaus Prader Klecatsky Bock

1 9 8 . Bundesgesetz vom 9. Juni 1967
betreffend Grundsätze für land- und forst-
wirtschaftliche Bringungsrechte (Güter- und

Seilwege-Grundsatzgesetz 1967)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Für die Landesgesetzgebung werden gemäß Ar-

tikel 12 Abs. 1 Z. 5 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 folgende Grund-
sätze aufgestellt:

§ 1. (1) Ein Bringungsrecht im Sinne dieses
Gesetzes ist das zugunsten von Grundstücken, die
land- oder forstwirtschaftlichen Zwecken gewid-
met sind, eingeräumte Recht, Personen und Sachen
über fremden Grund zu bringen.

(2) Bringungsrechte können auch die Berechti-
gung umfassen,

1. eine Bringungsanlage zu errichten, auszuge-
stalten, zu erhalten, zu benützen und zu verwal-
ten;

2. eine fremde Bringungsanlage zu benützen
und auszugestalten;

3. die zu bringenden Sachen auf fremdem
Grund zu lagern;

4. die zur Errichtung, Ausgestaltung und Er-
haltung einer Bringungsanlage notwendigen
Sachen über fremden Grund zu bringen und auf
fremdem Grund zu lagern.

(3) Bringungsanlagen im Sinne dieses Gesetzes
sind nichtöffentliche Wege (Güterwege), Material-
seilbahnen ohne beschränkt-öffentlichen Verkehr
(Seilwege) und sonstige zur zweckmäßigen Be-
wirtschaftung erforderliche, der Bringung die-
nende Anlagen.

§ 2. (1) Bringungsrechte sind auf Antrag ein-
zuräumen, wenn

1. die zweckmäßige Bewirtschaftung von
Grundstücken, die land- oder forstwirtschaft-
lichen Zwecken gewidmet sind, oder eines land-
oder forstwirtschaftlichen Betriebes dadurch er-
heblich beeinträchtigt wird, daß für die Bringung
der auf den Grundstücken oder im Betrieb ge-
wonnenen oder gewinnbaren Erzeugnisse oder
der zur Bewirtschaftung erforderlichen Personen
oder Sachen keine oder nur eine unzulängliche
Bringungsmöglichkeit besteht, und

2. dieser Nachteil nur durch ein Bringungs-
recht, das öffentliche Interessen nicht verletzt
und den im Abs. 2 aufgestellten Erfordernissen
entspricht, beseitigt oder gemildert werden kann.

(2) Art, Inhalt und Umfang der Bringungs-
rechte sind so festzusetzen, daß

1. die durch die Einräumung und Ausübung
des Bringungsrechtes erreichbaren Vorteile die
damit verbundenen Nachteile überwiegen,

2. weder Menschen noch Sachen gefährdet
werden,

3. fremder Grund unter Berücksichtigung
seines Verwendungszweckes in möglichst gerin-
gem Ausmaß in Anspruch genommen wird und

4. möglichst geringe Kosten verursacht werden.

§ 3. (1) Die Benützung von Bringungsanlagen
setzt voraus, daß die technische Ausstattung aus-
reichende Sicherheit bietet. Im Falle des Abs. 2
ist die Erteilung einer Bewilligung vorzusehen.

(2) Die Beförderung von Personen auf Seil-
wegen ist für einen dem Werksverkehr oder dem
erweiterten Werksverkehr entsprechenden Per-
sonenkreis (§ 51 Abs. 3 Eisenbahngesetz 1957,
BGBl. Nr. 60) vorzusehen.

§ 4. Bringungsrechte, denen ein dauerndes oder
regelmäßig wiederkehrendes Bedürfnis zugrunde
liegt, sind zeitlich unbegrenzt, andere nur für
einen bestimmten Zeitraum einzuräumen.

§ 5. (1) Für die durch die Einräumung eines
Bringungsrechtes verursachten vermögensrecht-
lichen Nachteile ist ein Anspruch auf Entschädi-
gung vorzusehen. Unter diesen Nachteilen sind
auch jene zu verstehen, die Nutzungsberechtigte,
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Gebrauchsberechtigte oder Bestandnehmer erlei-
den.

(2) Umfaßt ein Bringungsrecht die Berechti-
gung zur Benützung einer fremden Bringungs-
anlage (§ 1 Abs. 2 Z. 2), so hat der Eigentümer
der Bringungsanlage Anspruch auf einen Beitrag
zum Aufwand für die Errichtung, Ausgestaltung
und Erhaltung der Bringungsanlage.

§ 6. (1) Umfaßt ein Bringungsrecht die Berech-
tigung zur Errichtung einer Bringungsanlage
(§ 1 Abs. 2 Z. 1), so hat der Eigentümer des zu
belastenden Grundstückes Anspruch auf die Ein-
lösung der für die Bringungsanlage erforderlichen
Grundfläche.

(2) Können die nach einer Grundeinlösung
oder Enteignung verbleibenden Restflächen zur
Gänze oder zum Teil nicht mehr zweckmäßig
bewirtschaftet werden, so hat der Eigentümer
auch Anspruch auf die Einlösung dieser Rest-
flächen, soweit sie für eine zweckmäßige Bewirt-
schaftung nicht mehr geeignet sind.

§ 7. Die zur Errichtung einer dauernden Brin-
gungsanlage erforderlichen Grundflächen können
auf Antrag einer Bringungsgemeinschaft zu deren
Gunsten gegen angemessene Schadloshaltung ent-
eignet werden. Für den Fall der Gewährung einer
Geldentschädigung hat sich deren Ermittlung
sinngemäß nach den Vorschriften der §§ 4 Abs. 2
bis 9 Eisenbahnenteignungsgesetz 1954, BGBl.
Nr. 71, zu richten.

§ 8. (1) Werden durch die Einräumung eines
Bringungsrechtes Grundstücke,. Bauwerke oder
Anlagen betroffen und ist hiefür die Genehmi-
gung einer anderen Behörde erforderlich, so hat
die Agrarbehörde vor der Einräumung des Brin-
gungsrechtes diese Genehmigung von Amts we-
gen bei der Behörde, in deren Wirkungskreis
diese Angelegenheit fällt, einzuholen.

(2) Durch oder über einen Werks- oder Lager-
platz einer gewerblichen Betriebsanlage oder
einer Bergbauanlage darf ein Bringungsrecht nur
eingeräumt werden, wenn der Gewerbeinhaber
oder der Bergbauunternehmer zustimmt.

§ 9. (1) Haben sich die Verhältnisse, die für
die Einräumung eines Bringungsrechtes maßge-
bend waren, geändert, so ist das Bringungsrecht
auf Antrag den geänderten Verhältnissen ent-
sprechend abzuändern.

(2) Ist der Bedarf für ein Bringungsrecht
dauernd weggefallen, so ist das Bringungsrecht
auf Antrag aufzuheben.

(3) Im Falle der Abs. 1 und 2 können auf An-
trag die Beseitigung der Bringungsanlage sowie
die Rückgabe der eingelösten oder enteigneten
Grundflächen angeordnet werden.

§ 10. Felddienstbarkeiten können ohne Rück-
sicht auf den Rechtstitel ihrer Entstehung gere-
gelt oder aufgehoben werden, wenn sie durch die

Einräumung eines Bringungsrechtes teilweise
oder ganz entbehrlich werden.

§ 11. (1) Wird ein Bringungsrecht, das die Be-
rechtigung zur Errichtung einer Bringungsanlage
(§ 1 Abs. 2 Z. 1) oder Benützung einer fremden
Bringungsanlage (§ 1 Abs. 2 Z. 2) umfaßt, zu-
gunsten mehrerer Grundstücke von mindestens
drei verschiedenen Eigentümern gemeinsam ein-
geräumt, so bilden die Eigentümer dieser Grund-
stücke eine Bringungsgemeinschaft.

(2) Für den Fall, daß eine Bringungsanlage
auch anderen als den im Abs. 1 genannten
Grundstücken zum Vorteil gereicht, ist die Ein-
beziehung der Eigentümer dieser Grundstücke in
die Bringungsgemeinschaft als Mitglieder vorzu-
sehen.

§ 12. (1) Die Bringungsgemeinschaft besitzt
Rechtspersönlichkeit. Sie hat die Bringungsan-
lage zu errichten, auszugestalten, zu erhalten und
zu verwalten sowie die hiefür erforderlichen
Sach-, Arbeits- und Geldaufwendungen zu leisten
und auf ihre Mitglieder umzulegen.

(2) Die Mitgliedschaft an der Bringungsgemein-
schaft ist mit dem Eigentum an den im § 11
Abs. 1 und 2 genannten Grundstücken verbun-
den.

§ 13. Auf Antrag ist mit Ausschluß des Rechts-
weges über Streitigkeiten zu entscheiden, die

1. Bestand, Inhalt, Umfang und Ausübung
eines Bringungsrechtes betreffen;

2. Entschädigungs- oder Beitragsleistungen, die
in den Ausführungsbestimmungen zu diesem
Bundesgesetz vorgesehen sind, betreffen;

3. zwischen einer Bringungsgemeinschaft und
ihren Mitgliedern oder den Mitgliedern unter-
einander aus dem Gemeinschaftsverhältnis ent-
stehen.

§ 14. (1) Die Berufung an den Obersten Agrar-
senat steht gegen Erkenntnisse des Landesagrar-
senates offen, mit denen

1. einem Begehren um Einräumung, Abände-
rung oder Aufhebung eines Bringungsrechtes
oder um Regelung oder Aufhebung einer Feld-
dienstbarkeit keine Folge gegeben wird;

2. ein Bringungsrecht eingeräumt, abgeändert
oder aufgehoben oder eine Felddienstbarkeit ge-
regelt oder aufgehoben wird;

3. ein Grundstückseigentümer in eine Brin-
gungsgemeinschaft als Mitglied einbezogen wird,
jedoch ausgenommen die Festsetzung des Anteils-
verhältnisses;

4. ein Mitglied aus einer Bringungsgemein-
schaft ausgeschieden wird;

5. Grundflächen enteignet werden.

(2) Die Berufung an den Obersten Agrarsenat
ist in den in Abs. 1 Z. 1 bis 4 genannten Fällen
nur gegen abändernde Erkenntnisse des Landes-
agrarsenates zulässig.
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§ 15. Während des Verfahrens sind die Organe
der Agrarbehörde und die von ihr ermächtigten
Personen berechtigt, die für das Verfahren in
Betracht kommenden Grundstücke zu betreten
und auf diesen die für die Entscheidung notwen-
digen Arbeiten durchzuführen.

§ 16. (1) Die während des Verfahrens vor der
Agrarbehörde abgegebenen Erklärungen und die
mit Genehmigung der Agrarbehörde abge-
schlossenen Vergleiche bedürfen keiner Geneh-
migung durch andere Behörden. Solche Erklärun-
gen und Vergleiche können nur mit Zustimmung
der Agrarbehörde widerrufen werden.

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels tritt der
Erwerber des Grundstückes in das anhängige
Verfahren in der Lage ein, in der sich das Ver-
fahren befindet.

(3) Die während des Verfahrens durch Be-
scheide oder durch vor der Agrarbehörde abge-
gebene Erklärungen der Parteien geschaffene
Rechtslage ist auch für die Rechtsnachfolger bin-
dend.

§ 17. Mit dem Inkrafttreten der im § 20 Abs. 1
genannten Ausführungsbestimmungen gelten in
dem betreffenden Bundesland Bringungsrechte,
die auf Grund des zur Ausführung des Güter-
und Seilwege-Grundsatzgesetzes 1951, BGBl.
Nr. 103, erlassenen Landesgesetzes eingeräumt
wurden, als Bringungsrechte im Sinne der im
§ 20 Abs. 1 genannten Ausführungsbestimmun-
gen.

Artikel II

(Unmittelbar anwendbares Bundesrecht)
§ 18. (1) Für die Fällung von Einzelstämmen

und Baumgruppen auf Waldflächen, auf denen
ein Bringungsrecht ohne Errichtung einer Brin-
gungsanlage eingeräumt wird, ist die Vorschrift
des § 7 Forstrechts-Bereinigungsgesetz, BGBl.
Nr. 222/1962, sinngemäß anzuwenden.

(2) In einem Verfahren, das gemäß § 2 Forst-
gesetz, RGBl. Nr. 250/1852, im Zusammenhang
mit der Einräumung eines Bringungsrechtes
durchgeführt wird, kommt der Agrarbehörde
Parteistellung zu.

§ 19. Wird durch eine Bringung im Sinne
dieses Gesetzes ein Bergbauzwecken dienendes
Grundstück oder eine nach den Bestimmungen
des III. Hauptstückes der Gewerbeordnung ge-
nehmigungspflichtige Betriebsanlage betroffen, so
ist die Genehmigung der Bergbehörde oder der
für die Genehmigung der Betriebsanlage zustän-
digen Behörde erforderlich. Diese Genehmigung

ist zu erteilen, wenn die Bringung weder die
Sicherheit des Bergbaues oder des Betriebes der
gewerblichen Anlage gefährdet noch Änderun-
gen der gewerblichen Betriebsanlage eintreten
läßt, die zu Gefährdungen des Lebens oder der
Gesundheit von Menschen, zu Belästigungen der
Nachbarschaft durch gesundheitsschädliche Ein-
flüsse oder zu Sachbeschädigungen führen kön-
nen.

Artikel III

§ 20. (1) Artikel I dieses Bundesgesetzes tritt
den Bundesländern gegenüber für die Erlassung
der Ausführungsbestimmungen mit dem Tage
der Kundmachung in Kraft. Artikel II dieses
Bundesgesetzes tritt in jedem Bundesland gleich-
zeitig mit diesen Ausführungsbestimmungen in
Kraft.

(2) Das Güter- und Seilwege-Grundsatzgesetz
1951, BGBl. Nr. 103, tritt in jedem Bundesland
im Zeitpunkt des Inkrafttretens der in Abs. 1
genannten Ausführungsbestimmungen außer
Kraft.

§ 21. (1) Mit der Vollziehung des § 18 ist das
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft, mit der Vollziehung des § 19 ist das Bun-
desministerium für Handel, Gewerbe und Indu-
strie betraut.

(2) Die Wahrnehmung der Rechte des Bundes
gemäß Artikel 15 Abs. 8 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 steht dem
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft zu.

Jonas
Klaus Schleinzer Bock

1 9 9 . Verordnung der Bundesregierung
vom 13. Juni 1967 über eine Änderung des
Sprengels des Bezirksgerichtes Oberndorf

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Über-
gangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fas-
sung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird
mit Zustimmung der Salzburger Landesregierung
verordnet:

§ 1. Die Gemeinde Bürmoos wird dem Sprengel
des Bezirksgerichtes Oberndorf zugewiesen.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1967
in Kraft.

Klaus Bock Hetzenauer
Klecatsky Piffl Rehor
Schmitz Schleinzer Tončić Kotzina
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